
Im Handel sind 
unverschämter 
Reichtum und 
verschämte Ar-
mut zwei Seiten 
derselben Me-
daille. In Zeiten 
von Corona wird 
das einmal mehr 
deutlich. Nach 
der vom US-Magazin „Forbes“ kürz-
lich veröffentlichten Jahresbilanz ist 
Amazon-Gründer Bezos mit 177 Mil-
liarden US-Dollar der reichste Mensch 
der Welt. Die Erben der Aldi-Discoun-
ter sowie der Eigentümer von Kauf-
land und Lidl kommen zusammen  
mit dem Mehrheitsgesellschafter der 
Otto Group auf über 100 Milliarden 
Dollar. Dem Eigentümer des Zara-
Mutterkonzerns Inditex werden  
77 Milliarden Dollar zugeschrieben. 
21,3 Milliarden Dollar schwer ist Ste-
fan Persson, dem H&M gehört....
Fast alle Superreichen haben in der 
Pandemie noch zugelegt. Ihre Konten 
und Häuser wachsen in den Himmel, 
während die Mehrheit der Beschäf-
tigten ein hohes Risiko für Altersar-
mut hat und den meisten von ihnen 
existenzsichernde Löhne und Gehälter 
vorenthalten werden. Wir finden uns 
damit nicht ab. Nicht heute und nicht 
morgen. Im Gegenteil: Wir kämpfen 
für existenzsichernde Einkommen, für 
gute und gesunde Arbeitsbedingun-
gen. Seid solidarisch, stärkt euch 
selbst, macht mit! 

ORHAN AKMAN
Leiter Bundesfachgruppe Einzel- und Versandhandel

Schwere Vorwürfe gegen Amazon  
hat ver.di Ende Mai bei einer öffent-

lichen Anhörung im Europäischen 
 Parlament erhoben. Konzernchef Jeff 

Auch während der aktuellen Tarifrunde 
kommt es immer wieder zu Amazon-
Streiks FOTO: CHRISTIAN V. POLENTZ
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TARIFRUNDEN IM HANDEL: UNTERNEHMEN WOLLEN NICHTS ABGEBEN

Jetzt mit noch mehr
Streiks antworten!

MOMENT MAL!

Die nächste Ausgabe erscheint 
im 2. Halbjahr 2021
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Corona als Ausrede geht immer. So 
präsentieren sich Handelsunterneh-

men, die Rekordumsätze verbuchen, in 
den laufenden Tarifrunden im Einzel- 
und Versandhandel sowie im Groß- und 
Außenhandel (GAH) als Opfer und legen 
Angebote vor, die erhebliche Reallohn-
verluste bedeuten würden.

»Nachdem die Beschäftigten in der 
Pandemie einen Umsatzrekord von  
6,8 Prozent Plus unter schwierigsten 
 Bedingungen erwirtschaftet haben, 
bieten die Arbeitgeber für 2021 eine 
Entgelterhöhung von nicht mal 1 Prozent  
an«, ärgerte sich Hubert Thiermeyer,  
ver.di-Landesfachbereichsleiter Handel 
und Verhandlungsführer für die Gewerk-
schaft in Bayern. Zudem wolle die  
andere Seite gleich noch fürs Folge- 
jahr die realen Lohnverluste mit nur  
1,4 Prozent mehr Geld im kommenden 
Jahr festschreiben. »Die Gefahr der 
Altersarmut würde sich so dramatisch 
 erhöhen.« 

Die Empörung der Beschäftigten im 
Handel ist riesig, denn Angebote wie 
in Bayern gab es in vielen Landesbezir-
ken – sowohl für den Einzelhandel als 
auch für den GAH. Ein ganzer Wirt-
schaftszweig will sich hinter wenigen 
Krisenbetrieben verstecken. In Baden- 
Württemberg etwa legten die Arbeit-
geber für den GAH in der dritten 

 Verhandlungsrunde am 10. Juni eine 
inakzeptable Offerte vor, die für dieses 
Jahr gar keine Erhöhung, für 2022 eine 
um 1,5 Prozent, später eine weitere um 
1 Prozent vorsieht. »Es ist nicht nach-
vollziehbar, dass Unternehmen, die 
bisher wirtschaftlich unbeschadet durch 
die Pandemie gekommen sind – und 
das ist die Mehrheit der Großhandels- 
unternehmen –, ihren Beschäftigten 
lediglich Mini-Erhöhungen von insge-
samt 2,5 Prozent bezahlen, und dies 
nur nach vielen Nullmonaten«,  sagte 
Bernhard Franke, ver.di-Landesfachbe-
reichsleiter Handel und Verhandlungs-
führer in Baden-Württemberg.

»Wir erwarten deutlich 
verbesserte Angebote«

In Nordrhein-Westfalen, wo die Ar-
beitgeber am 27. Mai erstmals ein ähn-
lich mieses Angebot für beide Bereiche 
vorgelegt hatten – und das mit einer 
Laufzeit von 36 Monaten – zeigten sich 
die Mitglieder der ver.di-Tarifkommis-
sion anschließend vor der Kamera er-
schüttert: »Das ist kein Angebot, da 
gibt es weder Wertschätzung noch 
Respekt für die Arbeit der Beschäftig-
ten.« »Alle haben das beste gegeben 
– und nun so etwas.« So lauteten eini-
ge der Kommentare. Klar war allen, wie 

ver.di-Verhandlungsführerin und NRW- 
Landesfachbereichsleiterin Silke Zimmer 
betonte, dass bei den Streiks nun drauf-
gelegt werde. »Wir erwarten in den 
nächsten Verhandlungsrunden deutli- 
che Verbesserungen der Angebote.« 

Als »Witzangebot« bezeichnete Or-
han Akman, Leiter der ver.di-Bundes-
fachgruppe Einzel- und Versandhandel, 
die Arbeitgeber-Offerte in NRW gegen-
über der »Lebensmittelzeitung«. »Der 
Vorschlag ist weder von der Struktur 
noch vom Volumen her akzeptabel«. 
Er sei vielmehr ein »Schlag ins Gesicht 
der Beschäftigten, die täglich ihre Ge-
sundheit riskiert haben und es tagtäg-
lich noch tun«.

Die Streikbewegung verstärkt sich. 
Am 4. Juni beteiligten sich etwa Be-
schäftigte des Einzelhandels und des 
GAH gemeinsam an einer Aktion vor 
der Edeka-Zentrale Rhein-Ruhr in Moers. 
Vor der dritten Verhandlungsrunde für 
den GAH in Baden-Württemberg streik-
ten rund 80 Beschäftigte in zwei Schich-
ten ganztägig vor dem Edeka-Zentral-
lager in Ellhofen im Kreis Heilbronn. 
Edeka mit seinen Tochterfirmen Netto 
und Marktkauf gehört bundesweit zu 
den Streikschwerpunkten, daneben auch 
Kaufland und Rewe.

Bezos hatte die Einladung ignoriert und 
nicht einmal eine Vertretung geschickt, 
was sogar in der konservativen Fraktion 
heftige Kritik provozierte.

Konkret wirft ver.di dem Konzern vor, 
mittels künstlicher Intelligenz und di-
gitaler Prozesse die Belegschaften rund 
um die Uhr zu scannen und jeden ihrer 
Arbeitsschritte zu kontrollieren. »Durch 
den Einsatz von Kameras, Mikrofonen 
und Scannern werden die Beschäftigten 
zu gläsernen Menschen. Das macht 
enormen psychischen Druck und vor 
allem krank«, sagte Orhan Akman,  
ver.di-Bundesfachgruppenleiter für den 

I N H A LT
 BLICK REGIONAL: ver.di-Aktive  
aus dem Einzel- und Versandhandel in 
Sachsen haben Alarm geschlagen und 
sich in einem Offenen Brief an den  
Landtag gewandt. Seite 2

 WICHTIGES URTEIL: Die Beschäf-
tigten im dm-Auslieferungslager 
 Waghäusel müssen korrekt eingrup-
piert werden. Seite 4

Amazon wird demaskiert
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Einzel- und Versandhandel. In seinem 
Vortrag ging er ausführlich auf die Ama-
zon-Aktivitäten gegen viele demokra-
tische Grundrechte – u.a. die Versamm-
lungs- und Vereinigungsfreiheit – ein. 
Der Konzern verhalte sich wie ein Staat 
ohne Staatsgrenzen und das mache 
Regulierung dringend erforderlich. 

Auch in einem aktuellen Flugblatt 
zum Prime Day am 21. und 22. Juni 
kritisiert ver.di »mangelnden Schutz, 
heftige Arbeitshetze und eine totale 
Überwachung aller Arbeitsschritte« 
durch Amazon und stellt »mehr Druck 
durch neue Streiks« in Aussicht.  AHA

Bei einer ver.di-Protestaktion vor dem Berliner Arbeitsgericht haben Kolleginnen 
und Kollegen von Thalia Anfang Mai ihre Solidarität mit Thomas Sielemann gezeigt. 
Der langjährige Betriebsratsvorsitzende und aktive Gewerkschafter ist nach Um-
strukturierungen, die mit der Tarifflucht der Buchhandlung einhergingen, betriebs-
bedingt gekündigt worden und klagt dagegen. Der Gütetermin blieb ergebnislos, 
die Hauptverhandlung findet am 18. August statt.  FOTO: CHRISTIAN V. POLENTZ

IMPRESSIONEN AUS DER TARIFBEWEGUNG: Zu einer Warnstreikveranstaltung vor der Edeka-Zentrale Rhein-Ruhr in Moers trafen sich am 4. Juni Beschäftigte aus dem 
Einzel- und Großhandel (l.o.). In Frankfurt a.M. protestierten Kolleginnen und Kollegen aus dem Einzelhandel vor dem Sitz des Arbeitgeberverbandes (r.o.). Unten: 
Streikende aus dem Kaufland-Markt in Schweinfurt FOTOS: DIETRICH HACKENBERG, KATJA DEUSSER, PETER KÖNIG
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In wenigen Wochen startet die Be-
schäftigtenbefragung bei Galeria Kar-

stadt Kaufhof, die im »Tarifvertrag 
Gute und Gesunde Arbeit/Beteiligung 
Zukunftskonzept« vom vergangenen 
Jahr festgelegt ist. Sie war wegen des 
Lockdowns zweimal verschoben wor-
den und beginnt jetzt bundesweit am 
30. August. Dies hat ver.di jetzt in einer 
Protokollnotiz mit der Unternehmens-
leitung ausgehandelt. Für die Beschäf-
tigten ergeben sich damit gute Chan-
cen, z.B. durch kritische Hinweise und 
Vorschläge die dringend notwendigen 
Konzepte für ein Warenhaus der Zu-
kunft zu beeinflussen. In weiteren Pro-
tokollnotizen wird die Aufstockung des 
Kurzarbeitergeldes verlängert bzw. die 
im Sozialtarifvertrag festgelegte Vor-
teilsregelung für ver.di-Mitglieder (Wa-
rengutschein über 500 Euro bei Vollzeit) 
präzisiert.

 In einem Interview mit den TV-Sen-
dern ntv und RTL hat Unternehmens-
eigner René Benko Anfang Juni erklärt, 
dass keine weiteren Filialen geschlossen 
würden. Durch die »schwere Zeit« sei 
der Warenhauskonzern »in Summe gut 
durch gekommen«. A H A

V E R . D I  F O R D E R T :  A U S B I L D U N G S Q U A L I T Ä T  V E R B E S S E R N

und der Linken – die auf diesen Brief 
antworteten – im Gespräch. 

»Gefühlte Ohnmacht wurde
in Aktivität verwandelt«

Andererseits bangen Beschäftigte 
auch um ihren Job. »Schon im Vorfeld 
der Pandemie gab es in vielen großen 
Handelskonzernen Versuche, Arbeits-
plätze abzubauen, Filialen zu schließen 
oder Strukturen zur Profitoptimierung 
zu verändern«, umreißt Schneider die 
Zweiteilung im Handel. »Die Befürch-
tungen sind groß, dass die Pandemie 

VER.DI  HANDEL NR. 2 |  JUNI 2021

Arbeiten am Limit: Uneingeschränkt 
hat der Lebensmitteleinzelhandel 

in der Pandemie geöffnet. Beschäf-
tigte sind durch teils ex-
plodierende Umsätze, 
erweiterte Öffnungs-
zeiten und das Masken-
Tragen enormen Belas-
tungen ausgesetzt. Hinzu 
kommen verbale und körper-
liche Attacken von Kunden. Alarmieren-
de Zustände veranlassten die ver.di-
Fachgruppen und regionalen Tarifkom-
missionen von Chemnitz/Erzgebirge/
Zwickau und Leipzig bereits zu Jahres-
beginn zu einem Offenen Brief an die 
Sächsische Staatsregierung und die 
Parteien im Landtag (außer AfD): Die 
realen Gefahren, sich durch ungenü-
gende Umsetzung der Hygienebestim-
mungen in den Filialen anzustecken, 
würden von Unternehmen und Füh-
rungskräften »nicht wahrgenommen, 
abgetan und ignoriert«. Beschäftigte 
fühlten sich allein gelassen. »DAS alles 
muss an die Öffentlichkeit. Wir machen 
aufmerksam und wir fordern ein!« 

Die ver.di-Ehrenamtlichen wollten 
»nicht ohnmächtig auf Veränderungen 
und das Gute hoffen«, sagt ver.di 
 Handelssekretär Thomas Schneider vom 
ver.di-Bezirk Leipzig-Nordsachsen, der 
mit Gewerkschaftssekretärin Andrea 
Busch vom Landesbezirk Sachsen, 
Sachsen- Anhalt und Thüringen die 
 Aktion betreut. Seitdem sind sie mit 
den Fraktionen der Grünen, der SPD 

Der Arbeitgeberverband HDE hat 
Anfang Mai in einer Pressemittei-

lung mit dem Titel »Große Karrierechan-
cen im Einzelhandel – Ausbildungsplatz-
angebot der Branche wächst weiter« 
verkündet, dass die Branche die Zahl 
der Ausbildungsplätze erhöhen will. 

Das ist erfreulich und auch überra-
schend, denn bisher ging der Trend in 
eine andere Richtung: Seit 2010 gehen 
die Neuvertragsabschlüsse zurück. 2019 
gab es knapp 22 Prozent weniger als 
noch neun Jahre zuvor. Auch 2020 
konnten zahlreiche Ausbildungsplätze 
nicht besetzt werden. Darüber klagen 
die großen Handelsunternehmen seit 
Jahren. Wenn aber die Gewerkschaft 
z.B. in den Tarifrunden über Lösungs-
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KURZ & KNAPP

 TRANSFER BEI ALDI: Erstmals ist 
es bei Aldi Nord gelungen, eine Trans-
fergesellschaft durchzusetzen. In der 
Region Bad Laasphe, wo Lager, Fuhr-
park und Verwaltung zum 31.12. 
geschlossen werden, hat der Betriebs-
rat dies zusätzlich zu einer Abfin-
dungsregelung für die rund 170 Be-
schäftigten vereinbart. BR-Vorsitzen-
der Uli Kring sagte, dass die Trans-
fergesellschaft den Betroffenen eine 
neue Perspektive für den Arbeits-
markt gebe. Aufgelöst werden auch 
die Aldi-Regionen Horst und Witt-
stock. In Bad Laasphe und Horst ha-
ben sich die von ver.di-Mitgliedern 
geführten Betriebsräte bis zuletzt 
gegen ein neues Arbeitszeit- und 
Entgeltmodell sowie neue Arbeits-
verträge gestellt, die den Interessen 
der Beschäftigten zuwiderlaufen.

 PROTEST IN ERFURT: Auf massive 
Ablehnung stößt in Thüringen der 
Vorstoß der CDU, das Ladenöffnungs-

gesetz weiter aufzuweichen. Sonn-
tagsöffnungen sollen danach 
ohne konkreten Anlass möglich 
sein. Das Beschäftigungsverbot 
an zwei Samstagen im Einzel-

handel soll unter bestimmten 
Voraussetzungen auf einen Sams-

tag reduziert werden. Verkäufe-
rinnen und Verkäufer haben sich am 
27. Mai vor dem Parlamentsgebäude 
in Erfurt, wo eine Anhörung statt-
fand, zu einer ver.di-Protestkundge-
bung getroffen. Gegen die CDU-
Pläne sprachen sich auch  Vertreter der 
beiden großen Kirchen aus.

vorschläge sprechen möchte, um die 
Branche für junge Menschen attraktiver 
zu machen, stößt sie immer wieder auf 
taube Ohren der Unternehmer. Unsere 
Mitglieder berichten uns immer wieder, 
dass sie als billige Arbeitskräfte einge-
setzt werden, regelmäßig Überstunden 
leisten und ihre Berichtshefte in der 
Freizeit schreiben müssen.

Auch die fehlende Perspektive spielt 
eine große Rolle bei der Wahl eines 
Ausbildungsplatzes. Karrierechancen, 
die der HDE anpreist, entsprechen nicht 
der betrieblichen Realität. Eine Vollzeit-
stelle ist für die Beschäftigten im Ein-
zelhandel Luxus. Aktuell besitzt nur ein 
Drittel der Beschäftigten im Einzel- und 
Versandhandel einen Vollzeitvertrag. 

Augenwischerei löst keine Probleme

Wenn die Automobilkonzerne in 
einer Krisensituation bei der Bun-

desregierung vorstellig werden, werden 
meist schnell einige Milliarden Euro 
locker gemacht. Die Modekette Adler, 
bei der wegen des Lockdowns rund 
3.200 Arbeitsplätze auf dem Spiel 
 stehen, musste hingegen lange bitten 
und betteln. Erst nach öffentlichem 
Protest – den auch ver.di und die Be-
triebsräte unterstützten – erhält das 
insolvente Unternehmen nun doch 
Überbrückungskredite von insgesamt 
zehn Millionen Euro aus dem »Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds«. Für die 
Betriebsrätin Doris Stiller, die seit 38 
Jahren im Adler-Modemarkt in Bremen 
arbeitet, ist das eine gute Nachricht. 
»Damit können wir ein wenig durchat-
men, aber überm Berg sind wir noch 
lange nicht.«  Weiterhin machten sich 
die Kolleginnen und Kollegen große 
Sorgen um ihre Arbeitsplätze.
 
Erst mit der Corona-Pandemie
kam die Firmenkrise

 Dabei lief es bis zur Corona-Pande-
mie recht gut. Die auf eine ältere Kli-
entel spezialisierte Modefirma mit mehr 
als 140 Standorten schrieb durchgängig 
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schwarze Zahlen, hatte keine größeren 
Verbindlichkeiten. Und auch den ge-
werkschaftlich gut organisierten Be-
schäftigten ging es vergleichsweise gut. 
Anders als in vielen anderen Bereichen 
der Branche wird bei Adler nach Tarif-
vertrag bezahlt. Dann kam der Lockdown 
und die Umsätze gingen in den Keller 
– nach Unternehmensangaben um rund 
280 Millionen Euro seit März vergange-
nen Jahres. 2019 erzielte die Adler-Grup-
pe noch einen Umsatz von fast 500 
Millionen Euro und fuhr einen Vorsteu-
ergewinn von gut fünf Millionen ein. 

Im Januar meldete das Unternehmen 
Insolvenz in Eigenverwaltung an. Es 
laufen Verhandlungen mit Investoren, 
die an einer Übernahme interessiert sind. 

»Adler ist weitgehend unverschuldet in 
die Krise geraten. Es ist klar, dass wir 
den weiteren Prozess konstruktiv be-
gleiten«, betont der ver.di-Verhand-
lungsführer Peter König. Doch er stellt 
auch Anforderungen: »Sowohl die 
Arbeitsplätze und Filialen als auch die 
Tarifverträge müssen gesichert werden.« 
Eine Sanierung könne nur mit, nicht 
gegen die Beschäftigten gelingen. 
»Wenn es darauf ankommt, werden wir 
für die Arbeitsplätze und Tarifverträge 
kämpfen.«

Für die Beschäftigten – die allermeis-
ten sind Teilzeitkräfte – wäre der Job-
verlust eine Katastrophe, warnt Doris 
Stiller, die als stellvertretende Gesamt-
betriebsratsvorsitzende und in der  
ver.di-Tarifkommission aktiv ist. »Viele 
Kolleginnen sind seit Jahrzenten im 
Unternehmen. Sie sind auf das Einkom-
men angewiesen und oft in einem Alter, 
in dem man nicht so leicht einen neu-
en Job findet.« Schon jetzt müssten sie 
mit weniger Geld zurechtkommen, weil 
das Urlaubsgeld 2021 nicht ausgezahlt 
wird. Der entsprechende Tarifvertrag 
wurde erst einmal nicht verlängert. »Es 
sind schwierige Zeiten«, sagt Stiller. 
»Aber als Gewerkschafter und Betriebs-
räte setzen wir alles daran, dass die 
sozialen Belange der Kolleginnen und 
Kollegen nicht unter die Räder  kommen.« 

 D A N I E L  B E H R U Z I

Neue Chance für Adler

E I N Z E L H A N D E L  I N  S A C H S E N :  A L A R M R U F  A N  D I E  P O L I T I K 

Die realen Karrierechancen sind sehr 
begrenzt, denn sobald die üblichen 
Führungspositionen als Filial- oder Ab-
teilungsleitung besetzt sind, gibt es 
kaum noch Möglichkeiten, an solche 
begehrten Stellen heranzukommen.

Übernahmegarantie für 
die Auszubildenden

Auch mangelt es an Planungssicher-
heit, weil die Auszubildenden nicht 
wissen, ob sie nach der Ausbildung 
übernommen werden. ver.di fordert 
deshalb schon lange eine Übernahme-
garantie für die Auszubildenden, damit 
sie nicht erst als billige Arbeitskräfte 
ausgenutzt und dann im Regen stehen 

genutzt wird, diesen Prozess zu begrün-
den. Zudem hat Corona wie in einem 
Brennglas die jahrzehntelangen Fehler 
in den Innenstadtentwicklungen durch 
die Kommunen deutlich gemacht.« 

Inzwischen hat man sich in drei 
Web-Konferenzen ausgetauscht, wei-
tere Briefe gingen an die Fraktionen. 
Zutage kam auch ein drastisches Beispiel 
der Verantwortungslosigkeit: In einem 
stark frequentierten Chemnitzer Super-
markt hatten sich 15 Beschäftigte an-
gesteckt, das Management holte Ver-
stärkung aus anderen Filialen. Als Folge 
infizierten sich weitere Kolleg*innen. 

Eine Kollegin, die an einem Tag in vier 
Selbsttests positiv war, wurde vom Vor-
gesetzten wegen Personalmangels auf-
gefordert, erst ihre Schicht zu beenden. 
Erst danach sollte sie sich in ein offizi-
elles Testzentrum begeben. »Dieser 
vorsätzlich gefährdende Umgang mit 
Beschäftigten und Kunden schockiert 
uns über alle Maßen!«, meinen die  
ver.di-Vertreter*innen. 

Die Politiker, konstatiert Handels- 
sekretär Schneider, »waren sich der 
Situation der Beschäftigten so nicht 
bewusst und dankbar für Schilderungen 
aus dem Alltag. Wir fanden ein offenes 
Ohr und Verständnis.« Sie versprachen, 
auf die teils unhaltbaren Bedingungen 
im Lebensmitteleinzelhandel in ihren 
Fachgremien Einfluss zu nehmen. Dabei 
sollen oft identische Auffassungen zur 
Lage im Handel wie Innenstadtproble-
matik, Tarifbindung oder Ausweiten von 
Öffnungszeiten genutzt werden, »um 
gemeinsam auf Veränderung zu drän-
gen. Wir bleiben in Verbindung.«

Ein Fazit ist Andrea Busch und Thomas 
Schneider genauso wichtig: Kolleginnen 
und Kollegen der Fachgruppen haben 
»gefühlte Ohnmacht in Aktivität ver-
wandelt, Kraft aus ihrer Organisierung 
bei ver.di und für die anstehende Tarif-
runde entwickelt.«

 B E T T I N A  E R D M A N N

gelassen werden. Augenwischerei löst 
keine Probleme, deshalb ist der HDE 
angehalten mit uns an Lösungen zu 
arbeiten, die die Ausbildungsqualität 
in den Betrieben verbessern. Übernah-
meregelungen, feste Karrieremöglich-

Befragung
bei Galeria

 FOTO: PANTHERMEDIA

M O D E K E T T E  E R H Ä LT  N A C H  P R O T E S T E N  E I N  S T A A T S D A R L E H E N

Wie in einem Brennglas

keiten, ein rentenfestes Mindestgehalt, 
Mindestbesetzung von Ausbildern im 
Betrieb um schlechten Ausbildungsbe-
dingungen entgegenwirken, wären ein 
Anfang.

  D A N I E L  N I K O L O V I C
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Der Lebensmittelhandel ist einer der 
Hauptprofiteure der Corona-Pandemie. 
So ist laut »Lebensmittelzeitung« der 
Gesamtumsatz der Edeka-Gruppe 2020 
um 5,3 Milliarden auf 61 Milliarden 
Euro (netto) gestiegen. Und im ersten 
Quartal dieses Jahres legte der Umsatz 
um weitere 6 Prozent zu. Edeka Süd-
bayern und die Schwarz-Gruppe mit 
Kaufland und Lidl zahlen unterdessen 
»freiwillige« Entgelterhöhungen von 3 
Prozent. Doch die ver.di-Aktiven lassen 
sich nicht beirren: Was »freiwillig« ge-
zahlt wird, kann wieder gestrichen 
werden. Deshalb gehören auch diese 
Betriebe zu den Streikschwerpunkten. 
»Wirklich sicher sind Lohnerhöhungen 
nur mit einem abgeschlossenen Tarif-
vertrag. Denn tarifvertragliche Leistun-
gen sind nicht freiwillig und sie sind 
nicht jederzeit anrechenbar. Auf sie 
haben Gewerkschaftsmitglieder einen 
einklagbaren Rechtsanspruch!«, heißt 
es in einem ver.di-Flyer zum Thema. 
(siehe auch »Druck auf die Niedrig-
lohn-Lobby« S. 4) G U D R U N  G I E S E

F O R T S E T Z U N G  V O N  S E I T E  1
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der GAH habe »im vergangenen Jahr 
mehr als 1,316 Billionen Euro umgesetzt“ 
– und zwar dank des großartigen Ein-
satzes der Beschäftigten: »Ohne euch 
läuft nichts. Ihr sorgt dafür, dass die 
Regale in den Geschäften gefüllt sind, 
die Baustellen laufen und die Apotheken 
mit Medikamenten versorgt werden.«

Im Rahmen der Entgelttarifrunde GAH 
in NRW hat ver.di den Anbieter von 
Tiefkühlkost bofrost zum Abschluss 
eines Anerkennungstarifvertrages auf-
gefordert. Während der Arbeitgeber für 
jeden Standort einzeln verhandeln will, 
verlangt ver.di gemeinsame Verhand-
lungen. Nach mehreren Warnstreiks vor 
bofrost-Niederlassungen hat das Unter-
nehmen nun eine Corona-Prämie von 
500 Euro zugesagt. G G

Die mickrige Offerte von maximal 1,5 
Prozent tabellenwirksamer Entgelter-
höhung im ersten Jahr und eine Ge-
samtlaufzeit von 24 Monaten war zuvor 
bereits in etlichen Landesbezirken von 
den jeweiligen Arbeitgebern vorgelegt 
worden. ver.di hat bereits nach den 
ersten Verhandlungsrunden gezeigt, 
dass miese Angebote mit einer starken 
Streikbewegung beantwortet werden. 

Riesige Umsätze dank
der Beschäftigten

Die Streiks werden nun vor den Lagern 
unter anderem des Lebensmittel-, des 
Pharma- und des Baustoffgroßhandels  
ausgeweitet. Denn, so heißt es in einem 
Tarifflugblatt von ver.di Sachsen-Anhalt, 
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Reallohnverzicht halten die Arbeit-
geber im Groß- und Außenhandel 

(GAH) offenkundig angemessen für 
ihre Beschäftigten, die seit Beginn der 
Corona-Pandemie mit Risiken für ihre 
Gesundheit durchgehend hart geschuf-
tet haben. Anders lassen sich die »An-
gebote« jedenfalls nicht deuten, die die 
Unternehmensverbände in verschie-
denen Landesbezirken in den Entgelt-
tarifverhandlungen im Groß- und Au-
ßenhandel bzw. im genossenschaft-
lichen Großhandel bisher präsentierten.

Auch nach Warnstreiks in 13 Betrie-
ben mit insgesamt etwa tausend Teil-
nehmenden bot die Arbeitgeberseite 
in Bayern in der zweiten Verhandlungs-
runde am 9. Juni nur minimale Entgelt- 
erhöhungen weit unterhalb der aktu-

ellen Inflationsrate – und die noch 
 differenziert nach Betrieben, die gut 
bzw. schlecht durch die Corona-Krise 
gekommen sind. »Was uns angeboten 
wurde, ist nicht nur weltfremd, son- 
dern lässt jegliche Wertschätzung und 
Respekt gegenüber den Beschäftigten 
vermissen«, erklärte Thomas Gürlebeck,  
ver.di-Verhandlungsführer für den GAH 
in Bayern. »Dass dieses Angebot eine 
deutliche Reallohnsenkung bedeuten 
würde, ist an sich schon skandalös, es 
bedeutet aber auch, dass die Arbeit- 
geber die drohende Altersarmut der 
Beschäftigten billigend in Kauf nehmen 
und noch anfeuern.« Der Druck auf die 
Arbeitgeber müsse nun gesteigert wer-
den. Sonst sei kein akzeptables Ange-
bot zu erwarten.

Mehr Druck gegen Mini-Angebote

KURZ & KNAPP

 PROFITIERT: Der Pharmagroß-
händler Phoenix hat von der Corona-
Krise profitiert. Der Umsatz stieg im 
Geschäftsjahr 2020/21 (31. März) um 
3,2 Prozent auf 28,2 Milliarden Euro 
an. Der Gewinn nach Steuern legte 
von 164,9 auf 234,7 Millionen Euro 
zu. Das Unternehmen beschäftigt in 
Europa über 39 000 Menschen, be-
liefert Apotheken und Kliniken mit 
Medikamenten und hat über 2800 
eigene Apotheken in 14 Ländern.

Im sächsischen Nossen streikten im Mai Kolleginnen und Kollegen des Rewe-Großhandelslager und in Nürnberg beteiligten sich Metro-Beschäftigte aus dem Eibacher 
Markt an einer Tarifaktion FOTOS: VER.DI

G A H - U N T E R N E H M E N :  B E S C H Ä F T I G T E  S O L L E N  V E R Z I C H T E N 

Wie beurteilst du den bisherigen 
Verlauf der Tarifverhandlungen?

Leider haben sich meine Befürchtun-
gen bewahrheitet, die ich schon vor der 
Tarifrunde hatte. Die Arbeitgeber im 

Großhandel verschanzen sich hinter den 
Auswirkungen von Corona, obwohl in 
vielen Bereichen des Großhandels gute 
Umsätze und Gewinne erzielt wurden. 
Insbesondere ein großer Teil des Lebens-
mittelgroßhandels und auch der phar-
mazeutische Großhandel haben die 
Umsätze gehalten und in vielen Berei-
chen sogar ausgebaut. Auch viele an-
dere Großhandelsbranchen sind mit 
einem »blauen Auge« davongekommen. 
Da ist es nicht nachzuvollziehen, dass 
diejenigen, die mit ihrer täglichen Arbeit 
und den erheblichen Belastungen die 
Versorgung der Bevölkerung aufrecht-

erhalten und diese Umsätze auch wei-
ter tagtäglich erwirtschaften, leer aus-
gehen sollen.

Warum ist eine Reallohnerhöhung 
gerade in der diesjährigen Tarifrun-
de so wichtig?

Die Inflation trifft die Kolleginnen und 
Kollegen direkt. Ihnen ist es nicht mög-
lich, eine Stundung der Miete zu ver-
handeln oder einen Zuschuss für die 
steigenden Energiekosten beim Staat zu 
beantragen. Sie sind auf eine tabellen-
wirksame, verlässliche Tariferhöhung 
auch für die späteren Rentenansprüche 

T H O M A S  W I T T M E R ,  B E T R I E B S R A T S V O R S I T Z E N D E R  A M  S T A N D O R T  M A N N H E I M 
D E R  P H O E N I X  P H A R M A H A N D E L ,  Z U R  E N T G E LT T A R I F R U N D E

angewiesen, und aufgrund der erbrach-
ten Leistung haben sie sich diese verdient. 

Es gab zu Beginn der Pandemie viel 
Beifall für »systemrelevante« Be-
schäftigte aus Pflege, Betreuung und 
Handel. War das alles umsonst?

Das Geld, das für die »Heldenkampa-
gnen« in den Medien ausgegeben wird, 
sollte lieber in den Taschen der Kolleg*in-
nen landen, die dort plakativ gelobt 
werden. Wertschätzung ist gut und 
wichtig! Aber liebe Arbeitgeber: Nur 
klatschen reicht leider einfach nicht aus.
I N T E R V I E W :  G U D R U N  G I E S E

NACH

GEFRAGT
»Nur klatschen reicht einfach nicht aus!«

Große Veränderungen stehen beim 
Stahlgroßhändler thyssenkrupp 

Materials unmittelbar bevor. Im Mai 
haben Geschäftsleitung und Gesamt-
betriebsrat dem seit längerem verhan-
delten Interessenausgleich und Sozial-
plan zugestimmt. Im Juni startet zu-
nächst ein Freiwilligenprogramm, das 
ausscheidenden Beschäftigten eine 
zusätzliche Abfindung gewährt.

Im Mittelpunkt der Umstrukturierung 
bei thyssenkrupp Materials stehen er-
hebliche Kostensenkungen. Etliche 
Standorte werden geschlossen und de-
ren Aufgaben verlagert. So stehe etwa 
für den Bereich »Lager/Logistik Essen« 
mit 45 Beschäftigten die Schließung zum 
31. März 2022 an, berichtet Detlef Lan-
ge, der bei ver.di im Handel zuständig 
für thyssenkrupp Materials ist. Die bis-
herigen Aufgaben des Essener werden 
auf den Dortmunder Standort verlagert. 
Für einen Teil der Belegschaft aus Essen 
werden Arbeitsplätze am Standort Dort-
mund angeboten.

Fast alle Standorte der
vier Regionen betroffen

Schon zum 30. Juni dieses Jahres wird 
das Lager in Freiburg geschlossen, wo-
für es einen eigenständigen Interessen-
ausgleich geben wird. Vergleichbares 
gilt für den Lagerstandort in Völklingen, 
der zum 30. September seinen Betrieb 
einstellen wird. Außerdem werden zu 
diesem Termin die Vertriebsstandorte 
Völklingen und Wittlich an einem neu-
en Ort zusammengelegt.

Versetzungen und Stellenabbau be-
treffen nahezu alle Standorte in den vier 
Regionen der thyssenkrupp Materials. 
Dabei verteile sich, so Detlef Lange, »der 
Personalabbau auf alle Ebenen«. Ab dem 
9. Juni können sich zunächst Beschäf-
tigte der thyssenkrupp Materials zum 
Freiwilligenprogramm melden, das ne-
ben den Leistungen aus dem Sozialplan 
zusätzlich sechs Monatsgehälter als 
Abfindung bietet. Außerdem gibt es die 
Möglichkeit, für bis zu zwölf Monate in 
eine Beschäftigungsgesellschaft zu wech-
seln. Der Sozialplan sieht zudem für 
ausscheidende Mitarbeiter*innen die 
Möglichkeit zum Wechsel in eine Trans-
fergesellschaft vor, in der neue Qualifi-
kationen erworben werden können. 
Arbeitgeber und GBR haben sich darauf 
verständigt, betriebsbedingte Kündigun-
gen durch Versetzungen, Beschäftigungs-
gesellschaften und weitere Instrumente 
weitestgehend auszuschließen. G G

E inmal mehr zeigt der Edeka-Kon-
zern, der sich gerne als guter 

 Arbeitgeber präsentiert, im konkreten 
Fall sein wahres Gesicht: Es geht um 
das Lager Nieder-Olm in Rheinland-
Pfalz, das früher zu Kaiser’s-Tengelmann 
(KT) gehörte. Edeka will den Standort 
zum 31. Dezember schließen – exakt 
zu dem Termin, an dem die 2016 ver-
fügte Frist endet, bis zu der Edeka alle 
übernommenen KT-Betriebsteile erhal-
ten muss.

Etwa siebzig Kolleg*innen sind im 
Lager Nieder-Olm beschäftigt. Edeka 
hat ihnen bisher kein Angebot zur Wei-
terbeschäftigung gemacht. Und die 
Verhandlungen über einen Interessen-
ausgleich und Sozialplan endeten am 
12. Mai auch ohne substantielles An-

E D E K A  S C H L I E S S T  L A G E R  I N  N I E D E R - O L M  –  K E I N  A N G E B O T

gebot des Arbeitgebers. Von einem 
»nicht abschließenden rechnerischen 
Faktor« war dabei die Rede, was über-
setzt »nichts« bedeutet. Als Schlag ins 
Gesicht der Beschäftigten« bezeichnet 
Petra Kusenberg von ver.di dieses Vor-
gehen. »An einigen umliegenden Stand-
orten sind Leiharbeitnehmer*innen 
beschäftigt. Dort könnte Edeka den 
Kolleg*innen sicher dauerhafte Stellen 
anbieten, behauptet aber, keinen Einfluss 
auf andere Unternehmensteile zu ha-
ben.« Letztlich brach der Betriebsrat die 
Online-Verhandlungsrunde im Mai ab, 
weil der Arbeitgeber bei seiner Null-
nummer blieb.

Wie schon im März und Anfang Mai 
wollen Belegschaft, BR und ver.di nun 
in der Öffentlichkeit mit Aktionen auf 

ihre Lage aufmerksam machen. Außer-
dem wurde die Einigungsstelle angeru-
fen, damit zumindest ein Interessenaus-
gleich und Sozialplan zustande kommt, 
der diese Bezeichnung verdient.

Abschied aus der
sozialen Verantwortung

Schon länger habe sich abgezeichnet, 
dass Edeka kein Interesse am Weiter-
betrieb von Nieder-Olm habe, sagt Pe-
tra Kusenberg. So wurde aus einem voll 
in die Zentralbelieferung integrierten 
Standort ein Zulieferer für Drittanbieter. 
In der 2016 von Ex-Wirtschaftsminister 
Siegmar Gabriel (SPD) verfügten Ent-
scheidung zur Übernahme von KT durch 
Edeka und Rewe war festgelegt, dass 

Beschäftigte verschaukelt

alle Filialen, Lager und andere Einrich-
tungen fünf Jahre lang erhalten bleiben 
müssten – inklusive Tarifbindung, Mit-
bestimmung und Ausschluss von Priva-
tisierungen. 

Mit der Schließung des einstigen 
Zentrallagers in Nieder-Olm zeigt der 
Großkonzern Edeka, dass er dieser Ver-
pflichtung zumindest an diesem Ort 
keinen Tag länger nachkommen will, 
als er muss.  G G

A B B A U  B E G I N N T

Stahlgroßhändler 
thyssenkrupp startet 
Einsparprogramm
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Wer nicht kämpft, hat schon verloren.« 
Dieses Motto haben wir auf T-Shirts 
gedruckt und sind damit durch die  Halle 
gelaufen. Überall gingen die Daumen 
hoch.« Nun wolle der Arbeitgeber Hö-
hergruppierung und Nachzahlung zügig 
umsetzen. Von Tarifbindung hält er nach 
wie vor nichts . »Wir haben dm erneut 
zu Verhandlungen aufgefordert und 
wollen gemeinsam mit den Beschäftigten 
Druck machen, damit sie tarifvertragliche 
Sicherheit bekommen«, betont Thomas 
Schark für ver.di.

  B E T T I N A  E R D M A N N

Gegen das LAG-Urteil legte der Arbeit-
geber Revision beim Bundesarbeitsge-
richt ein, die das oberste Gericht im 
April dieses Jahres zurückwies. 

Nun gilt: 650 Beschäftigte der Kom-
missionierung Waghäusel erhalten 
rückwirkend zum November 2018 mo-
natlich rund 140 Euro mehr nach Lohn-
stufe 4. »Es war nicht leicht, aber wir 
haben die Höhergruppierung erkämpft,« 
sagt Gewerkschaftssekretär Thomas 
Schark vom ver.di-Bezirk Mittelba-
den-Nordschwarzwald. Ein »wegwei-
sendes Urteil«, das für andere Lager 
und Logistikzentren nicht nur in Ba-
den-Württemberg herangezogen wer-
den könne. 

Ohne ver.di wäre solche
Klage nicht erfolgreich 

Als »überwältigend« bezeichnet der 
stellvertretende Betriebsratsvorsitzende 
Fred Jokisch – selbst lange Jahre Kom-
missionierer und auch Kläger – das 
Urteil. Noch nie habe er in seinen zehn 
Jahren als Betriebsrat so viele Dankes-
karten mit Smileys auf seinem Tisch 
gehabt. »Ohne ver.di wäre eine solche 
Klage nicht durchzusetzen gewesen«, 
meint er. »Wer kämpft, kann verlieren. 

Vom Aftershave übers Katzenfutter 
bis zur Zahnpasta, das mehr als 

12.000 Produkte umfassende Sortiment 
der Drogeriekette dm gelangt aus Ver-
teilzentren in die rund 2.000 Filialen. 
In Waghäusel bei Karlsruhe – einem  
von drei großen Zentren – heißt das für 
jede und jeden der 650 Kommissionie-
rer, die Aufträge aus den dm-Märkten 
zusammenstellen: Etwa 1.100 Mal pro 
Schicht Pakete aus den Regalen heben 
und auf Lieferpaletten stapeln, dabei 
bücken, drehen, strecken, weit greifen. 
Jeder einzelne – so ist einer Gefähr-
dungsanalyse von 2016 zu entnehmen 
– bewegt täglich etwa 2.850 kg, legt 
rund 10 km zurück, muss bei hohem 
Geräuschpegel auf Lichtsignale und 
Bildschirme achten. 265 Elektrohänge-
bahnen sind in drei Etagen und 14 
Gängen zu befüllen. Am stressigsten 
wäre, dass nie eine Arbeit abgeschlos-
sen ist, sagte einer der Kollegen. Kaum 
sei eine Palette voll, schwebe die näch-
ste heran.

ist seit Anfang 2020 Mitglied im Ein-
zelhandelsverband HDE – und blockie-
ren die AVE. Denn das Gesetz verlangt 
bisher, dass der Antrag auf Allgemein-
verbindlichkeit von beiden Seiten ge-
meinsam gestellt werden muss. Das 
verweigern die Arbeitgeberverbände.

AVE-Veranstaltung für 
2. September geplant

Bei Warnstreiks und anderen Protes-
ten haben die Beschäftigten im Handel 
in den vergangenen Wochen deutlich 
gemacht, dass sie eine Kursänderung 
erwarten. AVE übersetzen sie auf Trans-
parenten mit »Altersarmut bekämpfen, 
Vernichtungswettbewerb stoppen, Exis-

Instrument kann das zuständige Arbeits-
ministerium anordnen, dass die zwischen 
den Tarifparteien ausgehandelten Ver-
einbarungen für alle Unternehmen der 
Branche gelten – also auch für solche, 
die sich der Tarifbindung bisher entzo-
gen haben. Damit würde dem laufenden 
Verdrängungswettbewerb ein Riegel 
vorgeschoben, und auch Großkonzerne 
wie Amazon wären dann gezwungen, 
Tariflöhne zu zahlen. Eigentlich wäre 
die AVE also auch im Interesse vieler 
Handelsunternehmen, die den durch 
Dumpinglöhne ermöglichten Preisdruck 
nicht aushalten können.

Die Arbeitgeberverbände agieren al-
lerdings als Lobbyisten gerade für diese 
großen Konzerne – Amazon zum Beispiel 

tenzen sichern!« 
Insbesondere 
für die Kolle-
ginnen und 
Kollegen, 
die in bis-
her nicht 
tarifgebunde-
nen Unternehmen 
arbeiten, geht es darum, dass 
die Einkommen nicht nur heute zum 
 Leben reichen, sondern dass sich aus 
ihnen auch existenzsichernde Renten 
im Alter ergeben. Lohndumping und 
Tarifflucht führen nämlich dazu, dass 
die aus den Einkommen berechnete 
Rentenhöhe immer weiter sinkt. Die von 
solchen niedrigen Renten betroffenen 
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Nur noch 29 Prozent der Beschäf-
tigten im Einzelhandel genießen 

den Schutz eines Tarifvertrages, im 
Groß- und Außenhandel sind es mit 
rund 30 Prozent nicht viel mehr. Das 
zeigen am 19. Mai veröffentlichte Zah-
len des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB). Auch wenn sich 
ein weiteres knappes Drittel der Be-
triebe nach eigener Aussage an den 
geltenden Tarifverträgen »orientiert« 
bedeutet das, dass die Tarifbindung im 
Handel weiter abgenommen hat.

In den aktuellen Tarifrunden hat  
ver.di die Arbeitgeberverbände aufge-
fordert, gemeinsam die Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung (AVE) der Tarif-
verträge zu beantragen. Mit diesem 

Ziel ist die Niedriglohn-Lobby

Eingruppiert waren die Kommissio-
nierer in die Lohnstufe 3. Für schwere 
Lagerarbeiten allerdings sieht der Tarif-
vertrag Einzelhandel Baden-Württem-
berg in der Tarifgruppe I die Lohnstufe 
4 vor. Der nicht tarifgebundene Arbeit-
geber dm verweist in den Arbeitsver-

R I E S E N E R F O L G  F Ü R  K O M M I S S I O N I E R E R

Wegweisendes Urteil zu harter 
Arbeit im dm-Verteilzentrum

trägen darauf, dass man sich an den 
geltenden Tarif anlehne. Deshalb ver-
langten Beschäftigte der Waghäuseler 
Kommissionierung die Höhergruppierung 
in Stufe 4. Mit ver.di-Hilfe und dem Be-
triebsrat wurde Anfang 2019 eine Ak-
tion zur Geltendmachung gestartet, der 
sich mehr als 300 Kolleginnen und 
Kollegen anschlossen. Das verweigerte 
der Arbeitgeber. Rückwirkend zum No-
vember 2018 wurde deshalb mit ge-
werkschaftlicher Unterstützung Sam-
melklage eingereicht. Schwere Arbeit 
nach der bereits seit 1988 durch das 
Bundesarbeitsgericht bestätigten Defi-
nition von »anstrengender, harter und 
ermüdender Arbeit mit zahlreichen 
belastenden Faktoren« muss anerkannt 
werden!

Das Arbeitsgericht folgte der Auffas-
sung nicht, dass Kommissionierer in die 
Lohnstufe 4 gehören. Diese Entschei-
dung korrigierte das Landesarbeitsge-
richt im Juni 2020 und begründete 
ausführlich die Arbeitsbelastungen. 

Das richtige Motto FOTO: VER.DI

Wie beurteilen du und deine 
Kolleg*innen den bisherigen Ver-
lauf der Tarifrunde?

Die Arbeitgeber machen es uns die-
ses Mal noch schwerer als in anderen 
Jahren. So haben sie in der ersten Ver-
handlungsrunde gar nichts vorgelegt 
und in Runde 2 ein völlig inakzeptables 
Angebot präsentiert.

Wie bewertest du dieses Verhalten?
Es ist unmöglich, denn viele Handels-
unternehmen haben dank der fleißigen 

Z U R  T A R I F R U N D E  I M  E I N Z E L H A N D E L  Ä U S S E R T  S I C H  I M  I N T E R V I E W  C L A U D I A  L E C H N E R

NACH
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Claudia Lechner, Gesamtbetriebsratsvor-
sitzende bei Edeka Neukauf Südbayern 
und Mitglied der ver.di-Verhandlungs-
kommission im Landesbezirk.

Beschäftigten Rekordumsätze und Ge-
winne erwirtschaftet – auch gerade in 
Corona-Zeiten. Dass ver.di bereit wäre, 
denen mit Regelungen durch spezielle 
Tarifverträge entgegenzukommen, ist 
der Arbeitgeberseite bekannt. Aber wir 
wollen einen Tarifvertrag für alle. Wir 
lassen uns nicht spalten!

Wieviel Kampfbereitschaft bringen 
die Kolleg*innen bei dir mit?
Die sind extrem sauer, weil sie sich seit 
über einem Jahr krumm und bucklig 

schuften – und die Unternehmen uns 
nun mit praktisch nichts abspeisen wol-
len. Streiks fanden bisher bei Neukauf, 
Netto und in den Zentrallägern Nord- 
und Südbayern statt. Wir werden die 
Streiks sicher ausweiten, denn die 
Kampfbereitschaft bei uns ist sehr groß.

Warum ist ein guter Entgeltab-
schluss gerade in diesem Jahr so 
wichtig?
Im Handel muss es jedes Jahr einen 
guten Abschluss geben. Bei vielen Be-

schäftigten reicht das Geld doch vorne 
und hinten nicht, und die Altersarmut 
ist bei den meisten absehbar. Dieses 
Jahr kommt verschärfend die steigende 
Inflation dazu. Deshalb fordern wir  
4,5 Prozent plus 45 Euro monatlich 
mehr. Und wir brauchen außerdem die 
Allgemeinverbindlichkeit der Tarifver-
träge. Da die Arbeitgeber sich verwei-
gern, muss das nun politisch durchge-
setzt werden.

I N T E R V I E W :  

G U D R U N  G I E S E

»Das Geld reicht vorne und hinten nicht«

Menschen brauchen 
dann Hilfe vom Staat 
– letztlich bezahlen 
dann also wir alle die 

unsauberen Gewinne 
der Konzerne. Deshalb for-
dert ver.di in den Tarifrunden 

auch, dass im Handel kein 
Stundenlohn unter 12,50 
Euro liegen darf.
Um die Frage der AVE aus-

führlich zu diskutieren, lädt  
ver.di Handel am 2. September zu 

einem Symposium »Einer für alle –  
Allgemeinverbindliche Tarifverträge  
im Handel« ein. Die Veranstaltung fin-
det in Berlin statt, wird aber bundesweit 
im Internet übertragen. Es lohnt sich, 
diesen Termin vorzumerken!
Internet: www.ave-verdi.de
  A N D R É  S C H E E R

Die letzten Streiks für den Tarifvertrag 
fanden 2018 in Weilerswist (NRW) statt
 FOTO: ARCHIV
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